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Derzeit steht der Fall Jaber Albakr völlig im Zentrum des öffentlichen Interesses. Bis jetzt wissen wir von ihm 

kaum mehr, als dass er Anfang 20 war, arabisch sprach und in einer Zelle in Leipzig tot aufgefunden wurde. 

Alles Weitere liegt schon im grauen Bereich ungesicherter Erkenntnisse. 

War er wirklich Syrer? 

War Jaber Albakr sein richtiger Name?

Woher wussten die in der FAS vom Sonntag, den 16.10.2016 

zitierten Ermittler, dass er im August von einem Flug in die Türkei 

kommend einen Anschlagsplan für einen Berliner Flughafen in der 

Tasche hatte?

Mit wem traf er sich auf seinen Reisen in die Türkei?

Wer leitete Ihn an und versorgte ihn mit Sprengstoff? 

Aufgrund welchen geheimdienstlichen Hinweises wurde er überwacht; durch wen und seit wann?

Wieso wurde er am Samstag vor seiner Ergreifung durch drei Syrer bei einer Großfahndung durch 

die Beamten des SEK nicht verfolgt? Lag es wirklich daran, dass die Beamten in ihrer 

Schutzkleidung nicht so schnell laufen konnten, wo doch ein mit der Ausbildung des SEK befasster 

Beamter laut FAS sagte, „Die Jungs rennen mit schweren Schutzwesten schneller als unsereins 

ohne Weste!“

Was war das für ein hochgefährlicher Sprengstoff, den man in der Wohnung des Toten gefunden 

haben will, von dem man eine Menge von 1,5 kg nicht abtransportieren und untersuchen, sondern 

sofort im Hof des Hauses sprengen musste, offenbar ohne zuvor die umliegenden Wohnungen zu 

räumen und ohne dass irgendwelche Fensterscheiben zu Bruch gegangen sind? 
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Wieso verlangte die Generalbundesanwaltschaft nicht, dass Albakr sofort zur Vernehmung nach 

Karlsruhe gebracht wurde? 

Wie konnte er schließlich unbeobachtet in seiner Zelle zu Tode kommen und alles, was er wusste, 

mit ins Grab nehmen?

Viele Fragezeichen, die uns noch einige Zeit beschäftigen werden.

Die Nachricht, die im Fall des vermeintlichen verhinderten Attentäters Albakr aber von Anfang an in das 

öffentliche Bewusstsein eingepflanzt wurde ist jedenfalls: Der entscheidende Hinweis soll von den US-

Nachrichtendiensten gekommen sein.

Das entspricht dem Muster, das wir bisher schon kennen. Paradebeispiel: Die „Sauerlandgruppe“

Warum lohnt es sich, diese Gruppe noch einmal genauer in den Blick zu nehmen, wenn wir über 

Geheimdienste und deren tatsächlichen oder vermeintlichen Beitrag zur Verhinderung von Terroranschlägen 

reden?

Ganz einfach, weil die Sauerlandgruppe noch als einziges Beispiel übrig geblieben ist, auf das die 

Geheimdienste im Zusammenhang mit dem von Edward Snowden aufgedeckten NSA-Skandal verwiesen 

haben, um die erfolgreiche Abwehr eines Terroranschlags als Ergebnis ihrer erfolgreichen Zusammenarbeit 

mit CIA und NSA reklamieren zu können.

Das ging wie bei einem Abzählreim: Zunächst hieß es, fünf Anschläge seien in Deutschland durch Hinweise 

der NSA verhindert worden. Auf näheres Nachfragen waren es dann nur noch vier, dann nur noch drei, dann 

zwei und schließlich war nur noch von einem verhinderten Anschlag die Rede, eben von dem, der durch die 

Sauerlandgruppe geplant gewesen sein soll. 

Die Sauerlandgruppe dient als PR Instrument für den Ausbau des Apparats der inneren Sicherheit.

Ich zitiere den Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz Maaßen: „Die Vorratsdatenspeicherung 

ist ein wichtiges Instrument im Kampf gegen den Terrorismus. Nur über gespeicherte IP-Adressen kamen wir 

damals der Sauerland-Gruppe auf die Spur und konnten einen Anschlag verhindern. Von daher bin ich ein 

großer Anhänger der Vorratsdatenspeicherung“. Focus, 28.4.2014  

Ex Bundesinnenminister Friedrich in den Tagesthemen vom 12.7.13: „Also wir haben , äh, zirka so, nach 

Auskunft der NSA 45 Attentate, die weltweit verhindert werden konnten durch Hinweise der US-

Nachrichtendienste, davon fünf allein in Deutschland, die Sauerland Linie ist ein Beispiel dafür, wo, äh, 

deutsche Dienste Hinweise bekommen haben und dann verhindern konnten einen Anschlag, also einen 

größeren Schaden.“

Angela Merkel in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Barack Obama unmittelbar nach den Snowden-

Enthüllungen nach dpa vom 19.6.13: „Merkel sagte, die Menschen hätten Sorge, dass es eine pauschale 

Sammlung aller Daten gebe. „Die Fragen, die noch nicht ausgeräumt sind – und solche gibt es natürlich – 

die werden wir weiter diskutieren.“ Deutschland schätze die Zusammenarbeit mit den USA in Fragen der 

Sicherheit. Der US-Geheimdienst habe in der Vergangenheit wichtige Informationen geliefert – etwa über die 



sogenannte Sauerland-Gruppe, deren geplante Anschläge in Deutschland vereitelt worden seien.

Schließlich ARD-Geheimdienstexperte Georg Mascolo in NDR Info Redezeit am 19. Mai 2015: „Also ich 

kenn`die Diskussion, dass, wenn es um die Frage geht, was verhindert eigentlich `nen Terroranschlag. Da ist 

es glaub ich fair zu sagen, dass Nachrichtendienst und Geheimdienst kein Allheilmittel sind. Ich glaube aber, 

dass es genauso fair ist, zu sagen, dass es Beispiele gibt, so wie beispielsweise die Entdeckung der 

Sauerlandzelle durch die NSA, wo das funktioniert hat.“

Schauen wir uns also an, wie das alles funktioniert hat, bei der Sauerlandgruppe.

Bei dem Verfassungsschutz wurde die Aktion unter der Bezeichnung „Operation Alberich“ geführt.

Waren da also kleine Jungs mit Tarnkappen am Werk – manche noch dazu ein bißchen blöd wie Alberich, 

der Zwergenkönig, dem Siegfried zuerst die Tarnkappe wegnimmt und dann den Schatz der Niebelungen?

Vieles spricht dafür.

Das beginnt schon bei dem vermeintlichen Hassprediger Yehia Yousif, der als ihr Mentor verantwortlich 

gemacht wird für die Radikalisierung der drei Mitglieder der Sauerlandgruppe zu gewaltbereiten Islamisten. 

Yousif arbeitete mit Tarnkappe, denn er war zumindest in den Jahren 1995 bis 2005 für den baden-

württembergischen Verfassungsschutz tätig und setzte sich mit seinem Sohn Omar 2004 nach Saudi Arabien 

ab. In der Wohnung von Omar Yousif waren Unterlagen gefunden worden für die Herstellung des 

Sprengstoffs TATP, mit dem die Sauerlandgruppe anschließend in dilettantischer Weise experimentierte. Ein 

Auslieferungsantrag an Saudi Arabien bezüglich Yehia und Omar Yousif wegen der Verfolgung als Anstifter 

wurde seltsamer Weise nicht gestellt.

Tarnkappenträger war offenbar auch die Person, die den Anführer Fritz Gelowicz und seine beiden Mitstreiter 

Daniel Schneider und Adem Yilmaz mit Zündern für den Sprengstoff versorgte. Es handelte sich um Mevlut 

K., nach Recherchen des Stern ein Mitarbeiter des türkischen Geheimdienstes MIT, der wiederum beste 

Kontakte zur amerikanischen CIA unterhält. Die CIA hatte bekanntlich die gesamte Operation Alberich mit 

mehreren Dutzend aus der CIA Zentrale angereisten Mitarbeitern, die in der Sparkasse Neuss Stellung 

bezogen, begleitet.

Wie die Kriminaltechniker des BKA feststellten, waren die aus der Türkei gelieferten Zünder in ihrer Mehrzahl 

völlig unbrauchbar.

Das Wasserstoffperoxid, das die Gruppe sich als Basis für den noch herzustellenden Sprengstoff TATP 

zusammengekauft hatte, war von den Beamten zwischenzeitlich unbemerkt gegen eine völlig harmlose 

Flüssigkeit ausgetauscht worden. 

Nach Tarnkappen riecht schließlich auch die Gruppe, der Gelowicz und seine zwei Kumpane offenbar durch 

ihren Mentor und Verfassungsschutzmitarbeiter Yousif anempfohlen worden sein soll und bei der sie einen 



dreimonatigen Ausbildungslehrgang in Pakistan absolviert haben, die Islamische Dschihad Union. Wer hatte 

vorher und wer hat nach dem Vorfall mit der Sauerlandgruppe jemals wieder etwas von dieser Organisation 

gehört? Sie soll ihren Sitz in Usbekistan gehabt und in Pakistan nur über einen kleinen Ableger verfügt 

haben. Die Staatsanwaltschaft berief sich , was die Islamische Dschihad Union anbelangt, in dem 

Strafprozess gegen Gelowicz auf einen Zeugen, der in Usbekistan inhaftiert war und der dann nicht mehr 

gehört werden musste, weil die Angeklagten nach ihrer Verhaftung im Sauerland ein umfassendes 

Geständnis abgelegt haben, das auf 1700 Seiten protokolliert wurde. 

Das Geständnis zusammen mit den Observationsberichten reichte dann in dem nur 10 monatigen Verfahren, 

in dem nach Presseberichten teilweise eine kuschelige Atmosphäre geherrscht hat, zu einer Verurteilung der 

drei Gruppenmitglieder und eines Helfers. 

Der Anführer Gelovicz und sein Mitstreiter Schneider sind inzwischen nach Verbüßung von zwei Dritteln der 

Strafe wegen guter Führung und positiver Prognose wieder aus der Haft entlassen. Der Anwalt von Gelovicz 

erklärte bei der Entlassung seines Mandanten vor etwa acht Wochen im August 2016, sein Mandant wolle 

mit dem Satz zitiert werden: 

„Wegen mir braucht sich niemand Sorgen zu machen, ich bin definitiv keine Gefahr mehr für die innere 

Sicherheit.“ Jetzt bemüht er sich darum, von der UN-Terrorliste gestrichen zu werden. Sein Kumpan 

Schneider hat das „Delisting“ schon erreicht. 

Das ist kurz und knapp die Geschichte von der Sauerlandgruppe, die ständig angeführt wird, wenn es um die 

Legitimation von Überwachungsmaßnahmen und die möglichst unkontrollierte Tätigkeit der Geheimdienste 

geht.

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber mir scheint die Operation Alberich die denkbar ungeeignetste 

Geschichte zu sein, die einem dazu einfallen kann.

Wie Gelovcz verlauten lässt, brauchen wir uns wegen Ihm keine Sorgen machen. Sorgen machen müssen 

wir uns aber weiterhin um die unkontrollierte Tätigkeit der Geheimdienste. Und das leider auch nach der 

gestern im Deutschen Bundestag beschlossenen Gesetzesnovelle. 

Die TAZ kommentierte die BND-Reform zutreffend unter der Überschrift „Ausland jetzt auch im Inland.“

Bis gestern durfte der BND nur 20 Prozent des in Deutschland fließenden Datenverkehrs kontrollieren. Diese 

Beschränkung ist seit gestern entfallen. Der Auslandsgeheimdienst soll ab sofort ungehinderten Zugriff auf 

alle Internetknotenpunkte in Deutschland haben und auf den gesamten Datenverkehr. Was nützt es da, 

wenn erklärt wird, die Tätigkeit des BND dürfe sich nicht gegen Deutsche und EU-Ausländer richten, wenn er 

gleichwohl alle Daten – also zum Beispiel auch den Mail- und Telefonverkehr zwischen Ärzten und 

Patienten, zwischen Anwälten und Mandanten, ausnahmslos erfassen können soll?

Auch die vorgebliche Stärkung der parlamentarischen Kontrolle ist kaum mehr als ein Placebo. Welchen 

entscheidenden Fortschritt für die Tätigkeit des Parlamentarischen Kontrollgremiums stellt es dar, wenn der 



neu eingeführte Ständige Bevollmächtigte von der Regierungsmehrheit bestimmt wird?

Wie wird die Kontrolle der Regierungstätigkeit im Bereich der Geheimdienste erhöht, wenn das dringend 

benötigte Personal der Bundestagsverwaltung, das dem Gremium jetzt zur Verfügung gestellt werden soll, 

nicht etwa den einzelnen Abgeordneten und damit auch den Abgeordneten der Opposition, sondern allein 

dem Ständigen Bevollmächtigten unterstehen soll? Was bringt es schließlich an entscheidender 

Veränderung, wenn die Abgeordneten der Opposition dem Ständigen Bevollmächtigten und seinem Personal 

keine Arbeitsaufträge erteilen können, sondern nur das Gremium per Mehrheitsbeschluss und damit stets 

nur mit der Regierungsmehrheit? Es war bei diesem Konzept auch kaum verwunderlich, wenn die CDU-CSU 

Bundestagsfraktion noch im September den Vizepräsidenten Müller des BND für den Posten des Ständigen 

Bevollmächtigten vorgeschlagen hat. Der Dienst kontrolliert die Kontrolleure, lautet dafür das Konzept und 

nicht umgekehrt. 

Ich meine, damit dürfen wir uns nicht zufrieden geben.

Wir brauchen umfassende Maßnahmen, wenn wir die Tätigkeit der Geheimdienste unter demokratische 

Kontrolle bringen wollen.

Dazu gehört:

1. Ein effektiver gesetzlicher Whistleblowerschutz. Illegale Praktiken sind keine schützenswerten 

Dienst- oder Geschäftsgeheimnisse. Wer diese ans Licht bringt, darf dafür nicht bestraft werden.

2.  Umgekehrt müssen diejenigen bestraft werden, die unbefugt in das Grundrecht auf informationelle 

Selbstbestimmung und in das Post- und Fernmeldegeheimnis und damit in die Privatsphäre der 

Bürger eingreifen.

3.  Das parlamentarische Kontrollregime muss gestärkt werden  Die Abgeordneten müssen über ein 

ungehindertes Zugangs- und Akteneinsichtsrecht und über eigenes ihnen zugewiesenes Personal 

verfügen.

Wenn sie auf illegales Handeln der Exekutive stoßen, müssen sie das Recht haben, dieses ungestraft zu 

veröffentlichen.

4.  Statt TTIP brauchen wir ein umfassendes Datenschutzabkommen zwischen der EU und den USA.

5.  Wir brauchen eine umfassende Revision und Neuregelung des Truppenstationierungsrechts mit den 

USA. Dabei sind die Befugnisse zur nachrichtendienstlichen Abschirmung und zum Schutz ihrer 

Truppen auf deutschem Boden umfassend unter Beachtung des deutschen Rechts neu zu regeln.

Das betrifft den Deutschlandvertrag vom 24.10.1954 und dazu abgeschlossene Geheimverträge, den 

Aufenthaltsvertrag vom 23.10.1954 und das NATO-Truppenstatut und das dazu bestehende Zusatzstatut.

Genug Stoff für Gespräche, wenn SPD, Grüne und Linke zusammenkommen, um sich über eine mögliche 

gemeinsame Regierung nach der nächsten Bundestagswahl Gedanken zu machen.


